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22. September 2020

Rundschreiben Nr. 60/2020 

An alle 
Kreditinstitute 

1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Libyen
Durchführungsverordnung (EU) 2020/1309 des Rates vom 21. September 2020

2. Finanzsanktionen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik
Verordnung (EU) 2020/1311 des Rates vom 21. September 2020

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten: 

1. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2020/13091 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union
zwei natürliche Personen und drei Organisationen der Liste in Anhang III der Verordnung (EU)
2016/442  (Sanktionsregime Libyen) hinzugefügt.

2. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Verordnung (EU) 2020/13113 (Anlage 2) in
Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 224/20144 (Sanktionsregime Zentralafrikanische Republik) zwei
weitere Ausnahmetatbestände zum grundsätzlichen Verbot der Bereitstellung von Finanzmitteln

________________ 
1 Durchführungsverordnung (EU 2020/1309 des Rates vom 21. September 2020 zur Durchführung des Artikels 21 

Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/44 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen. 
2 Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 

Libyen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011. 
3 Verordnung (EU) 2020/1311 des Rates vom 21. September 2020 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik. 
4 Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 

der Zentralafrikanischen Republik. 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank  zu  Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 59/2020 
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oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit dem Verkauf, der Lieferung, der Weitergabe oder der 
Ausfuhr von in der Gemeinsamen Militärgüterliste aufgeführten Gütern und Technologien 
geschaffen.  
 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/44 
 

spätestens bis zum 29. September 2020 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1309 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 3) zu übermitteln. Mit derart 
aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und vermeiden 
Rückfragen.  
 
Wir weisen darauf hin, dass Sie auch verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage ergebende 
Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen sind, un-
aufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundesbank 
unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:   
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Kriwanek 
 
 
 
Anlagen 



II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2020/1309 DES RATES 

vom 21. September 2020 

zur Durchführung des Artikels 21 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/44 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Libyen und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 (1), insbesondere auf Artikel 21 Absatz 2, 

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 18. Januar 2016 die Verordnung (EU) 2016/44 angenommen. 

(2) Der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (im Folgenden „Hoher Vertreter“) hat am 
27. März 2020 im Namen der Union eine Erklärung zu Libyen abgegeben, in der alle Parteien aufgefordert wurden, 
die Menschenrechte und das Völkerrecht zu achten. 

(3) Am 12. Mai 2020 hat der Hohe Vertreter im Namen der Union eine Erklärung abgegeben, in der festgehalten wird, 
dass sich die Union weiterhin mit Entschlossenheit dafür einsetzt, dass das Waffenembargo der Vereinten Nationen 
in Libyen uneingeschränkt eingehalten wird. Darin wird ebenfalls betont, dass alle Anstrengungen unternommen 
werden müssen, um die vollständige und wirksame Umsetzung der einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen (VN) zu gewährleisten, auch über die Land- und Luftgrenzen zu Libyen. 

(4) In der Erklärung werden die Parteien außerdem darauf hingewiesen, dass sie das Völkerrecht, einschließlich des 
humanitären Völkerrechts, einhalten müssen und dass diejenigen, die dagegen verstoßen, zur Rechenschaft gezogen 
werden. 

(5) Der Rat ist nach wie vor zutiefst besorgt über die Lage in Libyen und insbesondere über Handlungen, die den Frieden, 
die Sicherheit oder die Stabilität Libyens bedrohen, darunter Verstöße gegen das VN-Waffenembargo und 
rechtswidrige Versuche, libysches Öl zu schmuggeln, sowie Menschenrechtsverletzungen. 

(6) In diesem Zusammenhang und angesichts der anhaltenden Eskalation der Gewalt in Libyen sollten zwei Personen, 
die für Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, und drei Organisationen, die an der Verletzung des VN- 
Waffenembargos beteiligt sind, in die in Anhang III der Verordnung (EU) 2016/44 enthaltene Liste der Personen 
und Organisationen aufgenommen werden, die restriktiven Maßnahmen unterliegen. 

(7) Anhang III der Verordnung (EU) 2016/44 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang III der Verordnung (EU) 2016/44 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

(1) ABl. L 12 vom 19.1.2016, S. 1. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 21. September 2020.  

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG 

1. In Anhang III Teil A (Personen) der Verordnung (EU) 2016/44 werden die folgenden Einträge angefügt:                                                                 

Name Angaben zur Identität Gründe 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„20. AL-WERFALLI, Mahmoud Mustafa 
Busayf 

alias AL-WARFALLI, Mahmud 

Geburtsdatum: 1978 

Geburtsort: Volksstamm der  
Werfalla, westliches Libyen oder 
Elrseefa (Bani Walid) 

Geschlecht: männlich 

Mahmoud al-Werfalli ist ein Befehlshaber (Leutnant) der al-Saiqa-Brigade in Bengasi. In 
dieser Funktion ist al-Werfalli für schwere Menschenrechtsverletzungen, einschließlich 
Tötungen und Hinrichtungen, verantwortlich und war unmittelbar oder mittelbar an 
ihnen beteiligt. 

Al-Werfalli wird mit der Tötung von 33 Personen bei verschiedenen Zwischenfällen im 
Zeitraum von Juni 2016 bis Juli 2017 sowie mit einer Massenhinrichtung von zehn 
Personen am 24. Januar 2018 in Verbindung gebracht. 

21.9.2020 

21. DIAB, Moussa 

alias DIAB, Mousa 

Geschlecht: männlich Moussa Diab ist für schwere Menschenrechtsverletzungen, einschließlich 
Menschenhandel und Entführung, Vergewaltigung und Tötung von Migranten und 
Flüchtlingen, verantwortlich und war unmittelbar an ihnen beteiligt. 

Er hielt Migranten und Flüchtlinge in einem illegalen Gefangenenlager in der Nähe von 
Bani Walid gefangen, wo sie auf unmenschliche und erniedrigende Weise behandelt 
wurden. Mehrere Migranten und Flüchtlinge wurden getötet, als sie versuchten, aus 
dem Gefangenenlager zu fliehen. 

21.9.2020“   

2. In Anhang III Teil B (Organisationen) der Verordnung (EU) 2016/44 werden die folgenden Einträge angefügt:                                                                 

Name Angaben zur Identität Gründe 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

„17. Sigma Airlines 

alias Sigma Aviation; Air Sigma 

Anschrift: 

Markov Str. 11 

050013, Almaty, Kasachstan 

Tel.: +77272922305 

Website: https://airsigma.pro/ 

Eingetragen unter dem Namen: Ken­
esbayev Umirbek Zharmenovich 

Sigma Airlines ist ein gewerbliches Luftfrachtunternehmen, das Luftfahrzeuge betreibt, 
die gegen das in der Resolution 1970 (2011) des VN-Sicherheitsratsfestgelegte und mit 
Artikel 1 des Beschlusses (GASP) 2015/1333 umgesetzte Waffenembargo in Libyen 
verstoßen haben. 

Die Vereinten Nationen haben Sigma Airlines als einen der kommerziellen Luftfrach­
tanbieter ermittelt, die unter Verstoß gegen das VN-Embargo gegen die Verbringung 
von Militärgütern nach Libyen operieren. 

21.9.2020 
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18. Avrasya Shipping Anschrift: 

Liman Mh. Gezi Cd. Nr. 22/3  
İlkadım, Samsun, Türkei 

Tel.: +90 549 720 1748 

E-Mail: info@avrasyashipping.com 

Website: http://www.avrasyaship­
ping.com/iletisim 

Avrasya Shipping ist ein Schifffahrtsunternehmen, das ein Schiff namens Cirkin 
betreibt, das gegen das in der Resolution 1970 (2011) des VN‐Sicherheitsrats 
festgelegte und mit Artikel 1 des Beschlusses (GASP) 2015/1333 umgesetzte 
Waffenembargo in Libyen verstoßen hat. 

Die Cirkin wird insbesondere mit der im Mai und Juni 2020 erfolgten Verbringung von 
Militärgütern nach Libyen in Verbindung gebracht. 

21.9.2020 

19. Med Wave Shipping Anschrift: 

Office 511, 5th Floor, Baraka Buil­
ding, Dauwar Al-Waha, Jordanien; 

Adel Al-Hojrat Gebäude Nr.°3, 1. 
Stock, gegenüber von Swefieh, 
Mall-Swefieh Po Box 850880 Am­
man, 11185 Jordanien; 

Erdgeschoss, Orient Queen Homes 
Building, John Kennedy, Ras Beirut, 
Libanon 

Tel.: +962787064121; 
+96265865550; +96265868550 

E-Mail: operation@medwave.co 

Med Wave Shipping ist ein Schifffahrtsunternehmen, das ein Schiff namens Bana 
betreibt, bei dem festgestellt wurde, dass es gegen das in der Resolution 1970 (2011) 
des VN-Sicherheitsrats festgelegte und mit Artikel 1 des Beschlusses (GASP) 
2015/1333 umgesetzte Waffenembargo in Libyen verstoßen hat. 

Die Bana wird insbesondere mit der im Januar 2020 erfolgten Verbringung von 
Militärgütern nach Libyen in Verbindung gebracht. 

21.9.2020“   
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2020/1311 DES RATES 

vom 21. September 2020 

zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
der Zentralafrikanischen Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss 2013/798/GASP des Rates vom 23. Dezember 2013 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Zentralafrikanische Republik (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 10. März 2014 hat der Rat die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 (2) erlassen, um bestimmte im Beschluss 
2013/798/GASP vorgesehene Maßnahmen umzusetzen. 

(2) Am 28. Juli 2020 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) die Resolution 2536 (2020) 
angenommen. Mit dieser Resolution werden die Ausnahmen vom Waffenembargo ausgeweitet. 

(3) Am 21. September 2020 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2020/1312 (3) erlassen, mit dem der Beschluss 
2013/798/GASP entsprechend der Resolution 2536 (2020) geändert wird. 

(4) Da einige dieser Änderungen in den Geltungsbereich des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
fallen, ist für ihre Umsetzung gemeinsam mit den in Anbetracht früherer Resolutionen des VN-Sicherheitsrates 
vorgenommenen technischen Anpassungen eine Regelung auf Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre 
einheitliche Anwendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

(5) Die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

(1) ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 51. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafri­

kanischen Republik (ABl. L 70 vom 11.3.2014, S. 1). 
(3) Beschluss (GASP) 2020/1312 des Rates vom 21. September 2020 zur Änderung des Beschlusses 2013/798/GASP über restriktive 

Maßnahmen gegen die Zentralafrikanische Republik (siehe Seite 3 dieses Amtsblatts). 
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Artikel 1 

In Artikel 3 der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 werden die folgenden Buchstaben angefügt: 

„e) die Lieferungen von Waffen mit einem Kaliber von 14,5 mm oder weniger und speziell für diese Waffen entwickelter 
Munition und Komponenten, von unbewaffneten militärischen Landfahrzeugen und militärischen Landfahrzeugen, die 
mit Waffen mit einem Kaliber von 14,5 mm oder weniger ausgerüstet sind, und deren Ersatzteilen sowie von 
Panzerfäusten und speziell für solche Waffen entwickelter Munition an die Sicherheitskräfte der Zentralafrikanischen 
Republik und die zivilen Strafverfolgungsbehörden des Staates betreffen, sofern diese Waffen, Munition, Komponenten 
und Fahrzeuge ausschließlich zur Unterstützung des Prozesses der Reform des Sicherheitssektors der Zentralafri­
kanischen Republik oder zur Nutzung in diesem Prozess bestimmt sind und die Bereitstellung solcher Hilfe oder 
Dienste dem Sanktionsausschuss mindestens 20 Tage im Voraus angekündigt wurde; 

f) die Lieferungen von Rüstungsgütern und anderem dazugehörigem letalem Gerät betreffen, die nicht unter Artikel 3 
Buchstabe e aufgeführt sind, an die Sicherheitskräfte der Zentralafrikanischen Republik und die zivilen Strafverfol­
gungsbehörden des Staates, sofern diese Rüstungsgüter und dieses Gerät ausschließlich zur Unterstützung des 
Prozesses der Reform des Sicherheitssektors in der Zentralafrikanischen Republik oder zur Nutzung in diesem Prozess 
bestimmt sind und das vom Sanktionsausschuss zuvor genehmigt wurde.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 21. September 2020.  

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. BORRELL FONTELLES     
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Anlage 3 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-
/Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgesehe-

nen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 60/2020, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 60/2020, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-Zeile 
Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die aus-
schließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die vor-

bezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehrere In-
stitute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine gesonderte 
Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rundschreiben 
getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile 
hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail an die allge-
meine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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